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Herr Schweitzer, früher haben wir
nach dem Sommer stets gefragt: Wie
viele Jugendliche sind noch ohne
Lehrstelle?
Diese Zeiten sind vorbei, der Markt hat
sich durch die demographische Entwick-
lung komplett gedreht. In den letzten 20
Jahren war es für Unternehmen noch
nie so schwer, ihre offenen Ausbildungs-
plätze zu besetzen. Schon im vorigen
Jahr sind 37 000 bei der Bundesagentur
für Arbeit gemeldete Plätze unbesetzt
geblieben, bei insgesamt gut 520 000
Ausbildungsverträgen. In diesem Herbst
werden die offiziellen Zahlen ähnlich
sein. Wir glauben, dass es in Wahrheit
sogar viel mehr freie Stellen gibt – weil
viele Betriebe ihre Plätze gar nicht offi-
ziell melden.

Warum nicht?
Weil sie es nicht gewohnt sind, sie hat-
ten ja immer genügend Bewerber. Oder
weil sie denken: Wenn schon hundert
freie Plätze für junge Köche gemeldet
sind, brauchen wir den 101. gar nicht
mehr zu melden.

Verständlich.
Aber falsch. Denn die Arbeitsagentur re-
krutiert auch überregional. Für manche
Berufe gibt es in der einen Region kein
Interesse, in einer anderen aber schon.
Wir wollen deshalb die Zahl der gemel-
deten Plätze in diesem und im kommen-
den Jahr weiter steigern.

Wie viele Firmen sind vom Lehrlings-
mangel denn betroffen?
32 Prozent der Unternehmen können
die angebotenen Ausbildungsplätze
nicht besetzen. Rund 12 000 Betriebe be-
kommen überhaupt keine Bewerbungen
mehr. Irgendwann werden sie dann gar
keine Ausbildung mehr anbieten.

Was ist daran so schlimm?
Dass sie im Anschluss auch ihre Stellen
nicht besetzen können. Auf mittlere
Sicht werden uns 1,3 Millionen Fach-

kräfte allein in technischen Berufen
fehlen.

Was tun Sie denn dagegen?
Eine Menge. Stellen Sie sich mal vor:
Noch vor zehn Jahren hat mein Vorvor-
gänger mit der Regierung einen Ausbil-
dungspakt vereinbart, damit möglichst
viele Jugendliche unterkamen. Das ha-
ben wir jetzt weiterentwickelt, zu einer
Allianz für Aus- und Weiterbildung. Da-
durch gibt es jetzt zum Beispiel viel
mehr Sozialpädagogen, die den Auszu-

bildenden und auch den Betrieben bei
Problemen zur Seite stehen. Damit
auch schwächere Schulabgänger die Aus-
bildung erfolgreich absolvieren können.

Weil alle anderen sowieso Abitur ma-
chen – und dann studieren wollen?
Auch da müssen wir ran. Wenn mehr als
jeder Vierte das Studium wieder ab-
bricht, dann ist das offenbar nicht für
alle der richtige Ausbildungsweg. Da
sage ich: Die Berufsausbildung ist nicht
nur etwas für Leistungsschwächere, son-
dern auch für Leistungsstarke. Sie bietet
hervorragende Berufsaussichten.

Trotzdem verhalten sich die Leute
doch rational, weil man als Akademi-
ker immer noch mehr verdient.
Das stimmt so pauschal nicht, wenn Sie
Vergleichbares vergleichen. Natürlich
verdient ein Zahnarzt mehr als ein Fri-
seur. Aber nehmen Sie einen Versiche-
rungskaufmann, der nach der Ausbil-
dung rund 3000 Euro brutto bekommt.
Da kann ein junger Architekt nicht mit-
halten – und der hat während seines Stu-
diums jahrelang kein Geld verdient.

Warum hat die Berufsausbildung
dann so ein Imageproblem?
Überall in der Welt werden wir dafür be-
wundert. Wir haben die niedrigste Ju-
gendarbeitslosigkeit in ganz Europa, das
verdanken wir der dualen Berufsausbil-
dung. Und trotzdem ist Deutschland der
einzige Ort, wo sie ein Akzeptanzpro-
blem hat. Das ist ein gesellschaftliches
Thema, in den Elternhäusern und an
den Schulen. Deshalb soll jetzt auch an
den Gymnasien eine Berufsorientierung
angeboten werden. Damit die Abiturien-
ten wissen, dass es Alternativen zum Stu-
dium gibt. Und dass man sich auch nach
der Ausbildung weiterentwickeln kann,
etwa mit einer Fortbildung zum Meister
und Fachwirt oder einem berufsbegleiten-
den Studium – und dabei weiterhin Ge-
halt bezieht.

Ziehen die Gymnasien da mit?
Viele inzwischen schon. Lange haben sie
sich gewehrt – aus dem Selbstverständ-
nis heraus, dass sie ja aufs Studium vorbe-
reiten. Wenn mehr als 50 Prozent eines
Jahrgangs das Abitur machen, geht das
aber nicht mehr. Wenn davon keiner
eine Berufsausbildung macht, legen wir
die Axt an die Wurzeln unseres Erfolgs-
modells. Übrigens ist der Wirtschaftsmi-
nister bei diesem Thema eine große Hil-
fe: Als ehemaliger Lehrer weiß Sigmar
Gabriel, worum es geht.

Was tun die Unternehmen selbst, um
die Lehre attraktiver zu machen?
Sie bieten Sicherheit. 70 Prozent der Un-
ternehmen bieten allen Auszubildenden
anschließend einen festen Job, mit stei-
gender Tendenz. Wir reden hier fast im-
mer über unbefristete Stellen – anders als
bei Akademikern, die oft zunächst nur ei-
nen Zeitvertrag bekommen. Und dann
bieten viele Unternehmen noch Goodies
an, zum Beispiel ein kostenloses Smart-
phone, die Mitgliedschaft im Fitness-Stu-
dio oder freie Fahrt im öffentlichen Nah-
verkehr. Schließlich stehen sie im Wettbe-
werb um die künftigen Fachkräfte.

Haben Sie bei Ihrem eigenen Unter-
nehmen, der Recyclingfirma Alba,
denn genügend Bewerber?

Ja, aber wir tun auch viel dafür. Wir ha-
ben eine Personalabteilung, die sich um
nichts anderes kümmert. Wir präsentie-
ren uns auf Ausbildungsmessen, sind in
den einschlägigen Internetportalen aktiv
und suchen den Dialog mit den jungen
Menschen. Wir informieren über Weiter-
bildungsmöglichkeiten und über interna-
tionale Perspektiven. Wenn jemand sei-
ne Ausbildung in Süddeutschland be-
ginnt, später aber in Berlin oder Peking
arbeiten will: Das ist bei uns möglich.

Zurück zu den schwächeren Schulab-
gängern: Was machen Sie mit denen?
Auch um diese jungen Leute kümmern
wir uns. Da schauen wir uns die Schul-
noten genau an und organisieren Nach-
hilfe an den Punkten, wo es noch fehlt.
Die großen Unternehmen organisieren
das meist selbst, den kleineren hilft die
Bundesagentur für Arbeit. Das nimmt
schon mehr als jede vierte Firma in An-
spruch. Wer in allen Fächern schlechte
Noten hat, kann eine halbjährige Vorstu-
fe zur Ausbildung bekommen. Mehr als
die Hälfte schafft aus einer solchen Ein-
stiegsqualifizierung dann den Sprung in
die richtige Ausbildung.

Haben sich die Unternehmen auf
dem Überangebot an Bewerbern zu
lange ausgeruht?
Ja, in Teilen ist das sicher so. Seit min-
destens fünf Jahren werbe ich für das
Thema. Aber bei vielen Unternehmen
und Politikern kommt es jetzt erst an.
Solange es ausreichend Bewerber gab,
war die Bereitschaft, aktiv zu werden, re-
lativ gering. Da sagten die Firmen: Ich
kümmere mich darum, wenn es so weit
ist. Da ist ja auch was dran.

Früher hieß es schnell: Bestimmte Ju-
gendliche sind gar nicht ausbildungs-
fähig. Gibt es das noch – oder sagen
Sie: Inzwischen brauchen wir jeden?
Wir bemühen uns um jeden. Aber es
bleibt leider immer noch ein Teil, den
wir nicht vermitteln können. Wenn je-
mand gar keinen Schulabschluss hat,
nicht mal einen schlechten, wird es wirk-
lich schwierig. Dazu kommt, dass die An-
forderungen in vielen Ausbildungsberu-
fen stark gestiegen sind. Die Berufsbil-
der sind vielfach sehr spezialisiert. Das
ist ja der Grund, weshalb es derzeit 330
verschiedene Ausbildungen gibt.

Können Flüchtlinge die Lücke füllen?
Zunächst einmal: Wir sollten Einwande-
rung und Asyl nicht in einen Topf wer-
fen. In den vergangenen Jahren, als die
Zahl der Asylbewerber noch nicht so
hoch war, kamen zwei Drittel der Ein-
wanderer aus der EU. Bei Leuten aus an-
deren Staaten sollten wir konkret sagen,
welche Qualifikationen gebraucht wer-
den. Das sind bei weitem nicht nur
Hochqualifizierte. Daher ist die Politik
auch gefordert, die Liste der Mangelbe-
rufe zu erweitern, bei denen Zuwande-
rung möglich ist – zum Beispiel um Be-
reiche wie Gastronomie oder Logistik.
Asyl ist da nicht der richtige Weg.

Nun sind die Flüchtlinge aber da.
Richtig. Und ein Viertel der Asylbewer-
ber ist im ausbildungsfähigen Alter, zwi-
schen 16 und 25 Jahre. Deshalb fordern
wir, dass die Vorbildung sofort mit dem
Asylantrag festgestellt wird. Im Berliner
Pilotprojekt läuft das ganz gut: Bei der
Registrierung der Neuankömmlinge ist
immer ein Mitarbeiter der Arbeitsagen-
tur dabei. Er erhebt die Kompetenzen.
Sind darunter im Ausland erworbene Ab-

schlüsse, verweist er an die Stellen für
die Anerkennung – unter anderem die
IHK-Organisation.

Und wie ist das Ergebnis?
Es gibt ein großes Potential. Allerdings
ist nicht jeder junge Asylbewerber zwi-
schen 16 und 25 Jahren unmittelbar für
eine Ausbildung geeignet. Da gibt es un-
terschiedliche Barrieren. Zum Beispiel
die Sprache, aber auch fehlende Schulbil-
dung sowie eine drohende Abschiebung.
Wir wollen von der Bundesregierung die
Zusage für Asylbewerber mit Bleibeper-
spektive: Wer in einer Ausbildung ist,
darf nicht abgeschoben werden – inklusi-
ve einer Anschlussphase von mindestens
zwei Jahren im Beruf. Sonst haben we-
der die Unternehmen noch die jungen
Menschen eine Motivation, sich auf die-
sen Weg zu begeben. Leider lehnt die
Politik das bislang ab.

Wer einen Job bekommt und die
Wirtschaft voranbringt, soll bleiben –
trotz abgelehntem Asylantrag?
Zumindest für diese fünf Jahre. In dieser
Zeit könnte er zur Fachkraft werden, die
nicht vom Transfersystem lebt. Er sollte
dazu den Status leichter wechseln kön-
nen. Oder wollen wir wirklich dabei blei-
ben: Der Krankenpfleger aus dem Irak
muss ausreisen, damit er sich von Bag-
dad aus wieder um eine Stelle bewerben
kann? Das ist doch absurd!

Neuerdings dürfen Asylbewerber
nach drei Monaten arbeiten. Sollte es
noch schneller gehen?
Viel schneller geht es sowieso nicht, weil
wir erst einmal die Qualifikation erfas-
sen und eine Stelle vermitteln müssen.
Wichtiger ist mir die Reduzierung der
Vorrangprüfung: Außerhalb von Mangel-
berufen ist eine Arbeitsaufnahme in den
ersten 15 Monaten nur erlaubt, wenn
kein EU-Bürger die Stelle besetzen
kann. Das ist schwer nachzuweisen und
daher unnötige Bürokratie.

Wie unterschiedlich sind die Qualifi-
kationen bei den verschiedenen Her-
kunftsländern?
Wir hören, dass viele der Syrer gut gebil-
det sind. Auf dem Balkan haben wir
schon Erfahrung mit den EU-Ländern
Bulgarien und Rumänien: Viele arbeiten
zum Beispiel in der Gastronomie, das
hilft gegen den Fachkräftemangel. Wir
brauchen vor allem höhere und mittlere
Qualifikationen. Es gibt aber auch viele
Flüchtlinge, die Analphabeten sind. Da
wird es oft schwierig, sie in Ausbildung
oder Arbeit zu vermitteln.

Muss man sehr gut Deutsch können,
um hier zu arbeiten?
Nicht unbedingt, aber die Sprache ist na-
türlich das Tor zur Integration. Bei einer
Küchenhilfe, die nicht mit Gästen reden
muss, sind gute Sprachkenntnisse nicht
ganz so wichtig. Wenn Sie kellnern wol-
len, sieht das schon anders aus. Sonst
bringen Sie etwas ganz anderes als das,
was der Gast bestellt hat.

Jetzt stürzt die Börse ab, und China
schwächelt. Brauchen wir all die Ar-
beitskräfte überhaupt noch, wenn die
Wirtschaftslage schlechter wird?
Über die Konjunktur will ich nicht spe-
kulieren. Eines ist klar: Die demogra-
phische Entwicklung bleibt. Selbst bei ei-
ner wirtschaftlichen Delle brauchen wir
weiterhin qualifizierte Einwanderer, um
den Bedarf an Fachkräften zu decken.

Das Gespräch führten
Ralph Bollmann und Inge Kloepfer.

Die Betriebe müssen
sich ziemlich coole
Sachen überlegen,
um den Nachwuchs
zu locken. Eric
Schweitzer weiß, wie
es geht.
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